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Verspätete Prüfungseinsicht – Verpasste Rekursfrist – Rechtsmittelbelehrung – Gesuch um Wiederherstellung der Frist 

Beim Gesuch um Wiederherstellung der Frist sind die Voraussetzungen der Wiederherstellung glaubhaft zu machen. Die 
Behörde bzw. die Rekurskommission muss aufgrund der eingereichten Belege und Begründung mit überwiegender 
Wahrscheinlichkeit davon ausgehen können, dass diese ursächlich für das Nichteinhalten der (Rekurs)Frist waren (E. 3b). 

Eine verspätete Möglichkeit zur Prüfungseinsicht ist kein Grund für die Wiederherstellung der (Rekurs)Frist. Die 
Prüfungseinsicht hat keinen Einfluss auf die Rekursfrist (E. 3c und 3d).  

Einzig die Rekursfrist, welche sich aus der Rechtsmittelbelehrung ergibt, ist massgebend (E. 3d). 

Im Falle, dass die Prüfungseinsicht möglicherweise erst nach Ablauf der Rekursfrist stattfinden könnte, trifft den 
Gesuchsteller die Pflicht sich zu informieren, was zur Wahrung der Rekursfrist unternommen werden müsste, ansonsten 
ihm mangelnde Sorgfaltspflicht vorzuwerfen ist (E. 3d). 
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I.  Die Rekurskommission der Universität St.Gallen stellt 
fest: 

1. X.______ wurde mit Notenverfügung vom 8. August 2024 unter anderem 
über das Ergebnis seiner Prüfungsleistung «[…]» - Note […] – orien-
tiert. Der beigefügten Rechtsmittelbelehrung zufolge, endete die 
Rekursfrist am 2. Oktober 2024 (fixe Datumangabe bzw. fixe 
Rekursfrist).  

Diese Notenverfügung wurde X.______ am 8. August 2024 um 23:59 
Uhr via «Compass» zugestellt.  

2. Mit E-Mail vom 15. Oktober 2024 äusserte sich X.______ gegenüber 
der Rekurskommission dahingehend, er sei mit der erfolgten 
Bewertung der Prüfungsaufgabe «[…]» seiner erbrachten 
Prüfungsleistung «[…]» nicht einverstanden. Insofern der 
Prüfungsverantwortliche nicht bereit gewesen sei, seiner 
Argumentation bzg. seiner eigenen Lösung zu folgen und ihm diesen 
für ihn wichtigen Zusatzpunkt nicht habe erteilen wollen, sei er 
zur Rekurserhebung berechtigt. Da die Prüfungseinsicht erst Monate 
nach der Notenverfügung erfolgt sei, habe er das Recht, innerhalb 
von 14 Tagen nach der Prüfungseinsicht Rekurs zu erheben. Die 
Prüfungseinsicht habe am 9. Oktober 2024 stattgefunden, weshalb 
er fristgerecht seinen Rekurs – mit der Begründung der 
willkürlichen Bewertung seiner «[…]» - einreiche.  

3. Daraufhin bat die Rekurskommission X.______ am 17. Oktober 2024 
um Zustellung der entsprechenden Notenverfügung. Diese 
übermittelte X.______ am 18. Oktober 2024.  

4. Am 22. Oktober 2024 teilte die Rekurskommission X.______ mit, im 
Zusammenhang mit der Prüfung der Einhaltung der Rekursfrist sei 
ein Fristversäumnis festgestellt worden. Denn gemäss der zur 
eingereichten Notenverfügung zugehörigen Rechtsmittelbelehrung 
hätte der Rekurs bis spätesens 2. Oktober 2024 eingereicht werden 
müssen. Mithin wurde er dann auf die Möglichkeit eines Gesuches 
um Wiederherstellung der Frist – mit den entsprechenden 
Anforderungen an dieses – hingewiesen.  

5. Gleichentags antwortete X.______ der Rekurskommission wie folgt: 
«[…] 

Sehr geehrte […],  

hiermit ersuche ich um eine Fristverlängerung, sodass diese auf das Datum des 
Eingangs meines Rekurses festgesetzt wird. Der zuständige Dozent hatte die Prü-
fung nicht über Canvas freigeschaltet und gewährte mir erst nach dreimaliger 
Aufforderung Einsicht in die Prüfung. Der entsprechende E-Mail-Verlauf ist diesem 
Schreiben beigefügt. 

Könnten Sie mir zudem bitte mitteilen, wie lange das Verfahren zur Fristverlän-
gerung sowie das Rekursverfahren in der Regel dauert?[…]. 

[…]» 
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6. Aufgrund dieser E-Mail erklärte ihm die Rekurskommission am 24. 
Oktober 2024 nochmals, weshalb seinem (nochmaligen) Gesuch um 
Fristerstreckung nicht nachgekommen werden könne bzw. weshalb ein 
Fristversäumnis vorliege. 

7. Der Aufforderungerun zur Leistung des Kostenvorschuss (Fr. 100.—)  
gemäss Art. 96 Abs. 1 des Gesetzes über die Verwaltungsrechtspflege 
vom 16. Mai [sGS 951.1; VRP] wurde fristgerecht nachgekommen.  

8. Mit Einschreiben vom 1. November 2024 reichte X.______ der Rekurs-
kommission das «Gesuch um Verlängerung der Rekursfrist» ein und 
beantragte, die «Frist sei auf den Zeitpunkt des Eingangs des 
Rekurses zu verlängern». 

Zur Begründung wurde folgendes angeführt: 

«[…] 

Die verspätete Möglichkeit zur Prüfungseinsicht stellte ein unverschuldetes Hin-
dernis für eine fristgerechte Rekurseinreichung dar. Die reguläre Rekursfrist 
von 14 Tagen, die am 2. Oktober endete, berücksichtigt gewöhnlich, dass die 
Studierenden vor Fristablauf Einblick in die Prüfung erhalten, um den Rekurs 
fundiert zu begründen. Der zuständige Dozent hatte ursprünglich angekündigt, dass 
die Einsicht in der Kalenderwoche vom 16. bis 22. September erfolgen werde. 
Angesichts dieser geplanten Einsichtnahme bestand kein Anlass, von einer Frist-
überschreitung bis zum 2. Oktober auszugehen. 

Letztendlich erfolgte die Einsicht jedoch erst am 9. Oktober 2024, etwa 20 Tage 
später als angekündigt, was eine fristgerechte Einreichung des Rekurses ohne mein 
Verschulden unmöglich machte. Dieser unvorhersehbare Planungsfehler des Dozenten 
stellt somit ein objektives Hindernis dar, für das mir keine Verantwortung zu-
kommt. 

Weder fahrlässig noch vorsätzlich wurde die Frist versäumt, da ich auf die 
reguläre Organisation der Prüfungseinsicht vertraut habe. 

[…]» 

9. Die Rekurskommission hat an ihrer nicht-öffentlichen Sitzung vom 
27. November 2024 über das Gesuch um Wiederherstellung der Frist 
verhandelt und entschieden. 

 

II.  Die Rekurskommission der Universität St.Gallen zieht 
in Erwägung: 

1. Die Eintretensvoraussetzungen sind von Amtes wegen zu prüfen. Die 
Rekurskommission ist zum Sachentscheid zuständig (Art. 30 VRP 
i.V.m. Art. 148 der Schweizerischen Zivilprozessordnung vom 19. 
Dezember 2008 [SR 272; ZPO]. […] Auf das Gesuch um Wiederherstel-
lung der Frist ist einzutreten. 

2. Auf die Gesuchseingabe […] wird in den folgenden Erwägungen, soweit 
notwendig, eingegangen (vgl. zu den Anforderungen an die Ent-
scheidbegründung Häfelin/Müller/Uhlmann, Allgemeines Verwaltungs-
recht, 8. Auflage, Zürich 2020, Rz. 1038 sowie Rz. 1070 ff., mit 
weiteren Hinweisen zur Rechtsprechung). 

3. Gemäss Art. 30 VRP i.V.m. Art. 148 Abs. 1 ZPO kann eine Frist 
wiederhergestellt werden, wenn der Säumige glaubhaft macht, dass 



Rekurs-Nr. 2024/28 

 

4 

ihn kein oder nur ein leichtes Verschulden an der Säumnis trifft 
(vgl. hierzu PK VRP/SG-Cavelti, Art. 30-30ter, Rz. 177).  

Die Praxis der Rekurskommission und der übrigen Verwaltungsbehör-
den zur Wiederherstellung der Frist ist sehr restriktiv und ent-
spricht im Übrigen der ständigen Rechtsprechung des Bundesgerichts 
(vgl. Urteile des Bundesgerichts anstatt Vieler: BGE 143 I 284 vom 
5. Mai 2017, E. 1.3; BGE 2C_401/2007 vom 21. Januar 2008, E. 3.3; 
6B_1367/2020 vom 9. Februar 2021 E. 3 und 6B_318/2012 vom 21. 
Januar 2013 E. 1.2). 

Darüber hinaus ist das Gesuch innert 10 Tage nach Wegfall des 
Säumnisgrundes zu stellen (Art. 30ter Abs. 1 VRP; vgl. hierzu PK 
VRP/SG-Cavelti, a.a.O., Rz. 182). Einen Rechtsanspruch auf Wie-
derherstellung der Frist gibt es nicht.  

a) Kein Verschulden an der Säumnis ist gegeben, wenn es der 
betreffenden Partei objektiv unmöglich war, die Frist einzuhalten. 
Beispielsweise gehören Naturereignisse, Unwetter oder andere Ka-
tastrophenereignisse, ein nicht vorhersehbarer Verkehrszusammen-
bruch oder technische Pannen an Fahrzeugen oder öffentlichen Ver-
kehrsmitteln dazu. Werden subjektive Gründe für die Unmöglichkeit 
der Nichteinhaltung der Frist, wie bspw. Unfälle oder Krankheiten, 
geltend gemacht, wird für eine Wiederherstellung der Frist voraus-
gesetzt, dass der Gesuchsteller durch das betreffende Ereignis 
tatsächlich davon abgehalten wurde, die Frist selbst zu wahren. 
Dabei ist entscheidend, ob dieses gegen oder am Fristende eintritt 
bzw. ob es bei zumutbarer Sorgfalt möglich war, die Frist trotz 
Krankheit oder Unfall zu wahren bzw. eine Vertretung oder Hilfs-
person zu beauftragen (vgl. hierzu PK VRP/SG-Cavelti, a.a.O., Rz. 
177).  

Massgebend für die Beurteilung des Verschuldens ist stets ein 
objektiver Sorgfaltsmassstab aufgrund der konkreten Umstände. 
Schuldhaft ist die Versäumung aufgrund eines Verhaltens, das in 
fremden Angelegenheiten pflichtwidrig wäre. Der beurteilenden Be-
hörde, also der Rekurskommission, kommt bei der Beurteilung ein 
gewisser Ermessensspielraum zu, welcher pflichtgemäss auszuüben 
ist (vgl. hierzu PK VRP/SG-Cavelti, a.a.O., Rz. 178). 

b) Die Voraussetzungen der Wiederherstellung sind glaubhaft zu 
machen. Die Behörde bzw. die Rekurskommission muss aufgrund der 
eingereichten Belege und Begründung mit überwiegender Wahrschein-
lichkeit davon ausgehen können, dass diese ursächlich für das 
Nichteinhalten der Frist waren (vgl. hierzu PK VRP/SG-Cavelti, 
a.a.O., Rz. 180 mit weiteren Hinweisen). 

c) Zur Begründung für das vorliegende Fristversäumnis führt 
X.______ (nachfolgend Gesuchsteller) an, er habe aufgrund der 
verspäteten Möglichkeit zur Prüfungseinsicht die «reguläre Re-
kursfrist von 14 Tagen, die am 2. Oktober endete» nicht einhalten 
können. Weiter führt er hierzu an, dass die reguläre Rekursfrist 
für gewöhnlich berücksichtige, dass die Studierenden vor Fristab-
lauf Einblick in die Prüfung erhielten, um den Rekurs fundiert 
begründen zu können. Der zuständige Dozent hätte ursprünglich an-
gekündigt, dass die Einsicht in der Kalenderwoche vom 16. bis 22. 
September erfolgen würde. Angesichts dieser geplanten Einsicht-
nahme habe daher kein Anlass bestanden, von einer 
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Fristüberschreitung bis zum 2. Oktober auszugehen. Die Prüfungs-
einsicht habe jedoch erst am 9. Oktober 2024, etwa 20 Tage später 
als angekündigt, stattgefunden, was eine fristgerechte Einreichung 
des Rekurses unmöglich gemacht habe. Dieser unvorhersehbare Pla-
nungsfehler des Dozenten stelle somit ein objektives Hindernis 
dar, wofür ihn keine Schuld treffe. Insofern habe er weder fahr-
lässig noch vorsätzlich die Rekursfrist versäumt, da er auf die 
reguläre Organisation der Prüfungseinsicht vertraut habe. 

d) Über «Compass» - dem universitätsinternen Portal für Studie-
rende – regeln Studierende die wichtigsten administrativen Belange 
und erhalten zudem wichtige Dokumente wie bspw. die Notenverfü-
gungen im «Compass-Postfach». Die Notenverfügung vom 8. August 
2024 – «[…]» – wurde dem Gesuchsteller am 9. August 2024 über 
«Compass» zugestellt. Gemäss der dazugehörigen Rechtsmittelbeleh-
rung konnte ein allfälliger Rekurs bis spätestens 2. Oktober 2024 
bei der Rekurskommission eingereicht werden. Darüber hinaus wird 
den Studierenden die Rekursfrist auch noch separate angezeigt (s. 
Bsp. nachfolgend). 

[…] 

Bei der genannten Rekursfrist handelt es sich – entgegen den Aus-
führungen des Gesuchstellers – nicht um eine 14-tägige, sondern 
um eine fixe und bewusst länger bemessene Rekursfrist. Ferner ist 
einzig diese auf der Rechtsmittelbelehrung genannte Frist massge-
bend bzg. einer allfälligen Rekurseinreichung.  

Insofern der Gesuchsteller vorbringt, die reguläre Rekursfrist 
berücksichtige für gewöhnlich, dass die Studierenden vor Fristab-
lauf Einblick in die Prüfung erhielten, um den Rekurs fundiert 
begründen zu können, so geht der Gesuchsteller mit diesem Vorbrin-
gen fehl. Grundsätzlich sollte bei der Planung der Prüfungsein-
sicht sinnvollerweise zwar die vorgesehene Rekursfrist beachtet 
werden (und nicht umgekehrt!). Dennoch ist dies nicht zwingend. 
Vorliegend gab es dem Anschein nach Verzögerungen bei der defini-
tiven Durchführung der Prüfungseinsicht, was zwar für Studierende 
ärgerlich sein mag, jedoch auf die Rekursfrist keinen Einfluss 
hat.  

Daher ist es unerheblich, ob und wann der Dozent die «Prüfung 
freigeschaltet» hat. Mithin kann nicht von einem unvorhersehbaren 
Planungsfehler des Dozenten gesprochen werden, der ein objektives 
Hindernis darstellte. 

Insoweit es sich abzeichnete, dass die Prüfungseinsicht erst nach 
Ablauf der Rekursfrist stattfinden würde, hätte dem Gesuchsteller 
die Möglichkeit offen gestanden, entweder direkt bei der Rekurs-
kommission eine Fristverlängerung zur Einreichung einer vervoll-
ständigten bzw. fundierten Rekursbegründung zu beantragen oder 
dann vom Angebot der unentgeltlichen Rechtsberatung der Studen-
tenschaft Gebrauch zu machen. Ferner wären auch dem auf den ver-
schiedenen Plattformen (Studentweb oder Studentenschaft) bzw. Web-
seite der Universität St.Gallen abrufbaren Merkblatt der Rekurs-
kommission (s. v.a. Ziff. 4) Informationen zu entnehmen gewesen, 
was zu tun gewesen wäre, wenn die Prüfungseinsicht ausnahmsweise 
nach Ablauf der Rekursfrist stattfindet. Da er keine dieser Mög-
lichkeiten genutzt hat, ist ihm eine mangelnde Sorgfaltspflicht 
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vorzuwerfen. Dies umso mehr, als den Gesuchsteller eine gewisse 
Mitwirkungspflicht trifft (vgl. hierzu auch Niehues/Fischer/Jere-
mias, Prüfungsrecht, 7. Auflage, 2018, Rz. 213 ff.). Denn die 
Rekurskommission geht davon aus, dass es dem Gesuchsteller bei 
zumutbarer Sorgfalt möglich gewesen wäre, sich über die Formali-
täten bzg. Fristenwahrung bei einer Rekurseinreichung zu infor-
mieren. 

e) Insgesamt vermag der Gesuchsteller daher mit seinen Vorbrin-
gen ein gewissenhaftes Vorgehen im Zusammenhang mit der Fristen-
wahrung bzw. ein fehlendes Verschulden am Fristversäumnis nicht 
glaubhaft darzulegen. Daher wird das Gesuch um Wiederherstellung 
der Frist abgewiesen. 

4. Bei diesem Ergebnis – das Gesuch um Wiederherstellung der Frist 
ist abzuweisen – wird der Gesuchsteller kostenpflichtig (Art. 95 
Abs. 1 VRP). Die Entscheidgebühr wird in Anwendung von Art. 100 
VRP i. V. m. Art. 13 der Gebührenordnung der Universität St.Gallen 
vom 27. Februar 2006 [sGS 217.43; GebR] und Ziff. 2.1.1. lit. a 
des Anhangs 1 zur GebR [Gebührenreglement der Universität St.Gal-
len] auf Fr. 100.— festgesetzt. 

 

III.  Die Rekurskommission der Universität St.Gallen trifft 
folgenden Entscheid: 

1. Das Gesuch um Wiederherstellung der Frist wird abgewiesen. 

2. Die Entscheidgebühr beträgt Fr. 100.— und wird dem Gesuchsteller 
auferlegt (Verrechnung mit dem Kostenvorschuss in gleicher Höhe). 

 

 
FÜR DIE REKURSKOMMISSION 
DER UNIVERSITÄT ST.GALLEN 

 

Professor Dr. Benjamin Schindler 

Präsident der Rekurskommission  
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